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Beschlussvorlage

VERBANDSGEMEINDEVERWALTUNG 
MONTABAUR 

Im Namen der Stadt Montabaur 

 
 

Drucksache-Nr.  
 Nachtrag zu Drucksache-Nr.  
 

  öffentlich  nichtöffentlich 

Fachbereich/Az.: Datum 

FB3 / KICH 07.07.2014 

Beratungsfolge: Sitzungstermin 

BauA 17.07.2014 
  
  
  
 
Betreff: 

NBG Meisenstraße-Erweiterung Horressen, Variantenprüfung Baumerhaltung 
 
Sachverhalt / Begründung 

 
Die Stadt Montabaur plant die Erweiterung des NBG „Meisenstraße – Erweiterung“ im 
Stadtteil Horressen. Derzeit sind die Straßenoberfläche und ein einseitiger Gehweg 
vorhanden. Innerhalb des Gehweges befinden sich 15 Lindenbäume, die vor rund 30 
Jahren gepflanzt wurden. Diese verursachen in den letzten Jahren Hebungen im 
Pflasterbereich und das Lösen von Hochbordsteinen. 
Im Rahmen der vorgezogenen Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens wurden von Seiten der Allgemeinheit verschiedene 
Anregungen vorgetragen, die den Erhalt der Bäume zum Inhalt hatten. Während der am 
27.06.2014 abgeschlossenen Offenlage wurden jedoch keinerlei vergleichbare Bedenken 
von BürgerInnen übersandt. Aufgrund dessen wurden mehrere Möglichkeiten zum Erhalt 
aller oder einzelner Bäume näher untersucht. Die Varianten wurden vom Planungsbüro 
Planeo und der Fachfirma für Großbaumverpflanzung und Baumpflege Leitsch geprüft. 
Die Ergebnisse sind im Folgenden erläutert: 
 
 
Variante 0: Baumfällung 
In der aktuellen Bauleitplanung und auch in dem vor ca. 10 Jahren erstellten 
städtebaulichen Erschließungskonzept wird davon ausgegangen, dass die Bäume 
aufgrund der ungünstigen Lage entfallen müssen. 
Diese Variante enthält die ursprüngliche Vorentwurfsplanung zur Offenlage im 
Bauleitplanverfahren. Die Bäume werden vollständig gefällt und die Wurzelstöcke gerodet. 
Auf den im Bebauungsplanentwurf festgelegten und zur Bepflanzung mit Großbäumen 
geeigneten Ersatzflächen in der Gemarkung Eschelbach sollen neue Bäume gepflanzt 
werden, die auch dauerhaft erhalten werden müssen. 
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Vorteile: 
‐ Durchgängiger Gehweg mit einer Breite von ca. 2,25 m 

‐ Freie Einteilung der Grundstücke ohne Zufahrtsbeschränkung, da der Gehweg in 
vollem Umfang abgesenkt und der Hoch- durch einen Tiefbordstein ersetzt wird, 

‐ Größtmögliche Verteilung der Grundstücksflächen bzw. bestmögliche Ausnutzung 
des vorhandenen Straßenkörpers 

‐ Keine Änderung der Bauleitplanung 

‐ Kostengünstigste Variante 

‐ Barrierefreiheit für Geh- und Sehbehinderte Menschen 

Nachteile: 
‐ Ausführung von Ausgleichsmaßnahmen (Pflanzung neuer Bäume); Kosten ca. 

5.000 € (in Gesamtkosten bereits enthalten) 

Gesamtkosten der Maßnahme: ca. 250.000 € 
 
 
Variante 1: Bäume versetzen 
Variante 1 weist den gleichen Gehwegverlauf auf wie Variante 0, allerdings werden die 
Bäume nicht gefällt, sondern verpflanzt und auf einer anderen Fläche wieder angesiedelt. 
Aus gegebenem Anlass wurde die Firma Leitsch Baumpflege beauftragt zu prüfen, ob eine 
Verpflanzung der Bäume mittels Rundspatenmaschine möglich ist. Firma Leitsch rät von 
dieser Maßnahme ausdrücklich ab, da sich die Bäume frei wachsend im Gehweg 
befinden. Hebungen des Gehwegs sind deutlich zu erkennen und weisen auf einen hohen 
Anteil an Feinwurzeln in den oberen Erdschichten hin. Ein Freilegen und Abstechen dieser 
Wurzeln, auch in mehreren Schritten, kann ein Baum in diesem Alter nicht ausgleichen. 
Die Folge ist ein extremer Rückschnitt des Kronenbereichs. Eine Gewährleistung über den 
Anwuchs an einem anderen geeigneten Standort kann durch die Fachfirma nicht gegeben 
werden. 
 
Vorteile: 

‐ Möglicher Erhalt des alten Baumbestandes 

‐ Bereits etablierte Großbäume auf neuen Flächen, z.B. schattenspendende Bäume 
am neuen Spielplatz 

‐ Erhalt des günstigen Kleinklimas 

 
Nachteile: 

‐ Keine Gewährleistung des Anwuchses 

‐ Vorbereitende Maßnahmen müssen 2 Jahre vor der Verpflanzung beginnen -> 
Verschiebung des Baubeginns und der gesamten Bauzeit 

Mehrkosten: ca. 2.500 € / Baum    37.500 €  
Gesamtkosten: 287.500 € 
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Variante 2: Bäume erhalten und Gehweg verbreitern 
Die vorhandenen Bäume bleiben erhalten. Um den Gehweg gem. straßenbaulicher 
Anforderungen (RASt 06) auszubilden und nutzbar zu machen, müssen zusätzliche 
Flächen auf den angrenzenden Bauflächen im Bebauungsplanentwurf als öffentliche 
Verkehrsflächen ausgewiesen und im Rahmen des Umlegungsverfahren der Stadt 
Montabaur zugeteilt werden. Außerdem müssten die Baumscheiben mit überfahrbaren 
Baumrosten abgedeckt werden. Die Kosten dieser Maßnahmen können nicht in den 
erschließungsbeitragsfähigen Aufwand eingestellt werden und müssen daher in vollem 
Umfang von der Stadt getragen werden.  Der zusätzliche Flächenbedarf beträgt ca. 115 
m². Bei dieser Variante wird während der Bauzeit erheblich in den Feinwurzelbereich der 
Bäume eingegriffen, so dass Schnittmaßnahmen in der Krone unumgänglich werden. Des 
Weiteren kann die Nährstoffversorgung des Baumes geschädigt werden. Bei der 
Beschädigung von tiefer liegenden Haltewurzeln durch Bautätigkeiten wie z.B. Setzen von 
Bordsteinen o.ä. kann die dauerhafte Standsicherheit der Bäume nicht gewährleistet 
werden und mit einer erhöhten Umsturzgefahr der Bäume einher gehen. Die Firma Leitsch 
Baumpflege rät von dieser Variante ab, da sich die Wurzeln im oberen Bereich des 
Gehweges etabliert haben und nie auf einen Eingriff vorbereitet wurden. Eine 
Gewährleistung zum Erhalt der Bäume ist nicht gegeben. Hinzu kommen erhebliche 
Einschränkungen der Baumaßnahme durch intensiven Baumschutz und Mehraufwände. 
Arbeiten im Wurzelbereich müssen in Handarbeit ausgeführt werden und die 
Druckfestigkeit des Frostschutzplanums von 120 MN/m² (Meganewton pro Quadratmeter) 
kann im Bereich der Wurzeln nicht erreicht werden. Ein weiteres Problem stellt die 
eingeschränkte Mindestbreite des Gehweges dar. Im Bereich der Bäume wird die durch 
die RASt 06 geforderte Mindestbreite von 2,50 m reduziert auf max. 1,675 m. Da sich 
diese Einengungen auf eine max. Breite von 1,25 m beschränken, ist das, auch aus Sicht 
des Fachplaners Planeo, vertretbar.  
Die Leitungen der Versorgungsträger müssen im nördlichen Gehweg untergebracht 
werden, da im südlichen das Wurzelwerk in diesen Tiefen sehr dicht vorhanden ist. Im 
Wurzelbereich müssen die Querungen der Hausanschluss-Leitungen der 
Versorgungsträger unter den Wurzeln hindurchgebohrt werden. Außerdem ist der 
Querschnitt des nördlichen Gehwegs zu klein, um alle Versorgungsleitungen 
unterzubringen. Bei dieser Variante müsste die Wasserleitung in der Fahrbahn verlegt 
werden, was zu erhöhten Aufwendungen bei Reparatur- oder Anschlussmaßnahmen führt.  
Da das Eckgrundstück „Sebnitzer Ring“ bereits bebaut ist, kann diese Variante nicht auf 
der Gesamtstrecke durchgeführt werden. 
 
Diese Variante ist beitragsrechtlich vor Ausführung zu prüfen! 
 
Vorteile: 

‐ Erhalt des alten Baumbestands 

‐ Erhalt des günstigen Kleinklimas 

Nachteile: 
‐ Zuteilung von zusätzlichen öffentlichen Flächen im Umlegungsverfahren – 

Verkleinerung der Baugrundstücke und Minimierung der vermarktbaren Flächen 
angrenzender städtischer Grundstücke 
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‐ Zufahrtsbeschränkung der privaten Grundstücke 

‐ Beschränkungen bei der Gestaltung der neuen Bauplätze  

‐ Erhebliche Erschwernis der Bauarbeiten, inkl. Mehrkosten 

‐ Nichteinhaltung der Allgemeinen Regeln der Technik – eingeschränkte 
Mindestbreite, Verlegung der Wasserleitung in der Fahrbahn, geringere 
Druckfestigkeit mit möglichen Folgen wie Setzungen  

‐ Weitere Hebungen und Setzungen, da die Bäume ihre Endgröße noch nicht erreicht 
haben 

‐ Evtl. geminderte Anliegerbeiträge durch eingeschränkte Mindestbreite 

‐ Keine Gewährleistung auf Erhalt der Bäume durch extremen Eingriff in das 
Wurzelwerk 

‐ Änderung des Bebauungsplanentwurfs und Durchführung einer erneuten Offenlage  

Mehrkosten: 34.100 € 
‐ Ausbau verbreiterter Gehweg: 115 m² * 40 € = 4.600 € 

‐ Erschwerniszulage während der Bauphase: ca. 5 % des Gehweges = 4.000 € 

‐ Baumsicherungsmaßnahmen: ca. 200 € / Baum = 3.000 € 

‐ Baumrost 1,25m * 1,25 m; ca. 1.500 € / Stk = 22.500 € 

Gesamtkosten: 284.100 € 
 
 
 
Variante 3: punktuelle Erhaltung der Bäume durch Einengung der Fahrbahn und 
Verschwenkung des Gehwegs 
Die vorhandenen Bäume bleiben punktuell erhalten. Um eine Durchgängigkeit des 
straßenbegleitenden Gehweges zu erreichen, wird an geeigneten Stellen die Fahrbahn 
zugunsten der Bäume eingeengt und im rückwärtigen Bereich Flächen angekauft, um hier 
den Gehweg auf entsprechender Breite an dem Baumbestand vorbei zu führen. Eine 
Einengung auf 3,50 m wäre technisch umsetzbar, allerdings nur an 2 Stellen aufgrund der 
Einmündung in den „Sebnitzer Ring“ und dem Kurvenbereich in der Hälfte der Strecke. 
Zudem müssen bei dieser Variante ebenfalls Flächen für den durchgängigen Gehweg im 
Rahmen der Umlegung zugeteilt werden. Es ist dann aber möglich, die 
Versorgungsleitungen auch im inneren (südlichen) Gehweg unterzubringen. 
Bei dieser Variante müssen die zu erhaltenen Bäume eine genügend große 
Vegetationsfläche erhalten, damit sämtliche Bauarbeiten möglichst außerhalb des 
Wurzelraumes stattfinden. Der Baumstandort kann dann durch z.B. Palisaden von der 
Fahrbahn und dem Gehwegbereich abgegrenzt werden.  
Diese Engstellen tragen zur Verkehrsberuhigung bei, allerdings sollte der erhöhte 
Lärmpegel durch das Abbremsen davor und Beschleunigen dahinter nicht außer Acht 
gelassen werden. Zudem ist diese Strecke Zubringer zu Schul- und Gewerbegebieten, 
sodass mehrfach LKW und Busse diese Engstelle passieren müssen. Die Entscheidung 
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für 2 Bäume sollte unter dieser Prämisse kritisch abgewogen werden. Durch diese 
Variante werden zwei Grundstücke in ihrer Nutzung eingeschränkt. 
 
Vorteile: 

‐ Erhalt zweier alter Bäume – wenig Eingriff in den Wurzelbereich 

‐ Verkehrsberuhigung durch Fahrbahneinengung 

‐ Unterbringung der Versorgungsleitungen im südlichen Gehweg 

‐ Freie Einteilung der Bauplätze, außer zwei Ausnahmen 

Nachteile: 
‐ Zuteilung von zusätzlichen öffentlichen Flächen im Umlegungsverfahren – 

Verkleinerung von 2 Baugrundstücken - erhebliche Einschränkung der 
Zufahrtsbereiche an diesen Grundstücken 

‐ Erschwernis der Bauarbeiten in wenigen Bereichen, inkl. Mehrkosten 

‐ Höhere Lärmbelästigung durch Fahrbahneinengung  

‐ Änderung des Bebauungsplanentwurfs und Durchführung einer erneuten Offenlage 

Mehrkosten: 2.900 € 
‐ Ausbau verbreiterter Gehweg: 50 m² * 40 € = 2.000 € 

‐ Erschwerniszulage während der Bauphase: ca. 5 % des Gehweges = 500 € 

‐ Baumsicherungsmaßnahmen: ca. 200 € / Baum = 400 € 

Gesamtkosten: 252.900 € 
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Beschlussvorschlag: 

Der BauA beschließt die Umsetzung von: 
□ Variante 1 – Bäume versetzen 
□ Variante 2 – Bäume erhalten und Gehweg verbreitern 
□ Variante 3 – Einengung der Fahrbahn, Erhalt zweier Bäume 
□ Variante 0 – aufgrund der unwirtschaftlichen Varianten1-3 zur Baumerhaltung 

und unverhältnismäßig hohen Beeinträchtigungen während der Bauzeit und 
späterer Nutzung sowie der Tatsache, dass weder bei einem Versetzen noch 
bei einem Erhalt an gleicher Stelle eine Bestandsgarantie für die Bäume 
gegeben werden kann. Dies hat zur Folge, dass keine Veränderungen des 
bereits offengelegten Bebauungsplanentwurfes durchgeführt werden 
müssen. 

 
Finanzielle Auswirkungen  Ja       Nein  

 

  

 

08.07.2014

X Benten, Florian

Signiert von: Benten, Florian

08.07.2014

X Edmund Schaaf

Signiert von: Schaaf, Edmund

ABSTIMMUNGSERGEBNIS 
Gremium:  
 

Sitzung am: 
 

56410 Montabaur,  
 

gez. i. A.  

 Sonderinteresse nach § 22 GemO:  

 einstimmig bei          Enthaltungen 

 mit Stimmenmehrheit:   Ja-Stimmen  Nein-Stimmen  Enthaltungen 

 laut Beschlussvorschlag 

 abweichender Beschlussvorschlag: 
  

 

Bürgermeister Fachbereichsleitung
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Die vorhandenen Linden im Bereich des Baugebietes zu fällen und 15 neue standortgerechte Bäume am Kappesgärtenweg bzw. einem anderen ortsnahen 
Wander-/Wirtschaftsweg z.B. am Kapellchen, zu pflanzen.
Abstimmungsergebnis Bauausschuss: 9 Ja-, 2 Nein-Stimmen
Abstimmungsergebnis: Umweltausschuss: 8 Ja-, 2 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung
Die Verwaltung wird zunächst außerhalb des Bebauungsplanverfahrens beauftragt, Verhandlungen mit den Grundstückseigentümern bezüglich der Zustimmung zur Durchführung der Pflanzmaßnahmen aufzunehmen, ggf. soll zu einem späteren Zeitpunkt ein Bebauungsplanänderungsverfahren eingeleitet werden. 
Aus der Mitte der Ausschüsse wird abgeschließend angemerkt, dass anstelle von Bäumen auch abschnittsweise Heckenstrukturen als Kleinbiotope gepflanzt werden können. 
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